
Aufruf zu Protesten
gegen die NATO-Sicherheitskonferenz in München

Demonstration Samstag 18. Februar 2023
Verhandeln statt Schießen – Abrüsten statt Aufrüsten

Wir mobilisieren gegen die sogenannte Sicherheitskonferenz
(SIKO), die vom 17. bis 19. Februar 2023 in München statt-
findet. Dort treffen sich Staats- und Regierungschefs sowie
Politiker*innen mit Spitzenmilitärs, mit Vertreter*innen von
Großkonzernen und der Rüstungsindustrie. Die NATO-Staa-
ten geben dort den Ton an. Ihnen geht es um die Sicherung
der strategischen Vormachtstellung westlicher kapitalisti-
scher Staaten und ihrer Konzerne, nicht um die Sicherheit der
Menschen, weder hier noch anderswo auf der Welt. Die SIKO
dient vor allem dazu, sich über eine gemeinsame Strategie
der NATO-Staaten gegen die Rivalen Russland und VR-China
zu verständigen. Vor allem aber soll die Aufrüstung der NATO
vorangetrieben und gerechtfertigt werden.

� Keine Anschaffung von bewaffneten Drohnen;

� Keine US-Kampfflugzeuge für den Einsatz der in Deutschland
stationierten Atomwaffen;

� Schluss mit der deutschen Beihilfe zu völkerrechtswidrigen An-
griffskriegen und zum llegalen Drohnenkrieg, der über die US-Air-
base Ramstein geführt wird;

� Statt Milliarden für die klimaschädliche Aufrüstung, Investiti-
onen in den Klimaschutz, die UN-Flüchtlings-und Welthungerhilfe,
in die Sozialsysteme, das öffentliche Verkehrs- und Gesundheits-
wesen, in Bildung und Kultur;

� Die Beendigung aller Auslandseinsätze der Bundeswehr, den
Austritt Deutschlands aus dem NATO-Kriegsbündnis und allen Mili-
tärstrukturen der EU;

� Schließung aller US-Truppenstützpunkte und aller Kommando-
zentralen der USA und NATO in Deutschland;

� Schluss mit der deutschen Beteiligung an der Atomkriegsstra-
tegie der USA durch die sog. Nukleare Teilhabe. Die Bundesregie-
rung muss dem UN-Atomwaffenverbotsvertrag beitreten und die
Stationierung der US-Atomwaffen in Büchel aufkündigen.

Gegen jeden Krieg

Stoppt die Aufrüstung Deutschlands und der NATO

Wir treten ein für Abrüstung
und eine Politik der Entspannung

Der Krieg gegen die Ukraine
muss beendet werden

Deutsche Rüstungsexporte verbieten

Dieser von uns seit Jahren kritisierte Konfrontationskurs
rechtfertigt auf keinen Fall den völkerrechtswidrigen An-
griffskrieg Russlands gegen die Ukraine.

Deshalb verurteilen wir den völkerrechtswidrigen russischen
Angriffskrieg gegen die Ukraine und die damit verbundene
Annexion ukrainischen Territoriums. Der Krieg hat bereits zu
zehntausenden Toten und Verletzten, zu ungeheuren Zerstö-
rungen und Millionen Geflüchteten geführt. Dieser Krieg
droht immer weiter zu eskalieren und kann in einer Katastro-
phe mit dem Einsatz von Atomwaffen enden.

Im Gegensatz zu unseren Regierungen, die die Kriege der
NATO-Staaten gegen Jugoslawien, Afghanistan, Irak und
Libyen etc. gerechtfertigt und unterstützt haben, treten wir
kompromisslos gegen jede Anwendung militärischer Gewalt
gegen andere Länder ein.

: 2014 hatten die Verwaltungs-
bezirke Donezk und Lugansk im Donbas ihre Unabhängigkeit
erklärt, weil sie den auf die Maidan-Proteste folgenden
rechten Putsch nicht mitmachen wollten. Seitdem versucht
die ukrainische Regierung, diese Gebiete mit militärischer
Gewalt zurückzuerobern. Zur Vorgeschichte gehört insbe-
sondere die massiv vorangetriebene NATO-Osterweiterung,
die Aufkündigung aller gemeinsamer Rüstungsbegrenzungs-
abkommen durch die USA und die beabsichtigte Aufnahme
der Ukraine in die NATO. Das alles wurde von Russland als
zunehmende Bedrohung wahrgenommen. Von Russland ge-
forderte Sicherheitsgarantien wurden von der NATO rund-
weg abgelehnt.

Zur Vorgeschichte gehört

� Die todbringenden Geschäfte der Waffenhändler und Kriegs-
profiteure müssen unterbunden werden, ebenso die Lizenzvergabe
und die Verlagerung der Rüstungsproduktion ins Ausland.

Deutschland liegt bei den Rüstungsexporten weltweit auf
dem skandalösen vierten Rang. Kunden deutscher Waffen-
lieferanten sind diktatorische und kriegführende Staaten.
Dazu gehört die Türkei, die einen blutigen Krieg gegen die
kurdische Bevölkerung führt und völkerrechtswidrig nord-
syrische Gebiete besetzt und bombardiert, um das demokra-
tische, emanzipatorische Projekt in Rojava zu zerschlagen.
Beliefert wird auch Saudi-Arabien für seine brutalen Angriffe
gegen den Jemen.

Die einzige Alternative zum Krieg ist eine Verhandlungs-
lösung. Immer mehr westliche Waffenlieferungen beenden
nicht den Krieg, ebenso wenig wie die Fortsetzung der
Kriegshandlungen Russlands.

Ein Beitritt der Ukraine in die NATO muss ausgeschlossen
werden und Russland muss die territoriale Unversehrtheit
und Souveränität der Ukraine garantieren.

� Für gegenseitige Sicherheitsgarantien für Russland
und die Ukraine

� Für einen sofortigen Waffenstillstand und für Verhandlungen!

Wir treten ein

Wir fordern:

Der Krieg Russlands gegen die Ukraine dient jetzt als Vor-
wand für ein gigantisches, seit langem geplantes Aufrüs-
tungsprogramm. Die Militärausgaben Deutschlands sollen in
den kommenden Jahren, zusammen mit dem jährlichen An-
teil aus dem 100 Mrd. „Sondervermögen“ zur Aufrüstung
der Bundeswehr, von 50,3 auf rund 70 bis 80 Mrd. Euro jähr-
lich ansteigen. Deutschland katapultiert sich damit auf den
dritten Platz bei den weltweiten Rüstungsausgaben.

� Für die Beendigung aller Wirtschaftssanktionen
Sie sorgen vor allem im Globalen Süden, aber auch in Europa
und Russland für Armut, Hunger und Tod, während die
Kriegstreiber meist unversehrt bleiben.

� Wir sind solidarisch mit den Friedenskräften, den Kriegsdienst-
verweigerern und Deserteuren in Russland und der Ukraine.



Internationale Zusammenarbeit
statt Konfrontation

Fluchtgründe beseitigen
statt Flüchtlinge bekämpfen

Die gegenwärtigen und zukünftigen Krisen können nicht mit
immer größeren Waffenarsenalen, nicht durch kapitalisti-
sche Konkurrenz und nicht durch Großmachtrivalität gelöst
werden, sondern nur durch internationale Kooperation.
Um die größte Herausforderung unserer Zeit, die Klimakata-
strophe aufzuhalten, sind internationale Kooperation und In-
vestitionen in Billionenhöhe nötig. Doch selbst die völlig
unzureichenden Reparationszahlungen an die armen Länder
des Südens für Klimaschäden werden nicht eingehalten.

Weltweit haben die Militärausgaben inzwischen die astrono-
mische Summe von 2.100 Mrd. Dollar erreicht. Davon ent-
fallen allein 1.190 Mrd. Dollar auf die NATO-Staaten. Das sind
18-mal so viel wie die Ausgaben Russlands und 4-mal so viel
wie die Chinas. Ein Bruchteil dieser Milliarden würde ausrei-
chen, um den weltweiten Hunger zu beenden, allen Men-
schen medizinische Versorgung und den Zugang zu Bildung
zu ermöglichen.

� Schluss mit der ökonomisch und militärisch erzwungenen
Ausbeutung des globalen Südens!

� Schluss mit dieser zerstörerischen Politik!

Unsere Solidarität gehört allen Flüchtenden. Wir begrüßen
die unkomplizierte Aufnahme der Menschen, die aus der
Ukraine flüchten, fordern dies aber auch für alle, die aus
ihren Heimatländern fliehen müssen.

Kriege, Klimawandel, Armut, politische Verfolgung und
Menschenrechtsverletzungen treiben Millionen Menschen
zur Flucht. Nur wenige von ihnen erhalten in Deutschland
Schutz. Die Bundesregierung ist für die meisten dieser Flucht-
gründe mitverantwortlich. Ungerechte Wirtschafts- und
Handelsbeziehungen, Sanktionen und Krieg zerstören die
Lebensgrundlagen in den Ländern des Globalen Südens.
Doch Deutschland und die EU schotten sich ab, treiben
Flüchtende unter Missachtung der Menschenrechte illegal
zurück und lassen jedes Jahr Tausende im Mittelmeer ertrin-
ken. Damit finden wir uns nicht ab.

� Frontex abschaffen, die Bekämpfung von Geflüchteten
beenden! Kein Mensch ist illegal!

Geht mit uns auf die Straße für Abrüstung und gegen
Kriegsvorbereitung, für weltweite soziale Gerechtig-
keit, für Solidarität mit den Flüchtenden und für einen
demokratischen, sozialen und ökologischen Umbau
der Gesellschaft.

Engagiert Euch – werdet aktiv, denn Friedenspolitik,
Abrüstung und konsequenten Klimaschutz wird es
nur durch wachsenden gesellschaftlichen Druck und
eine starke außerparlamentarische Bewegung geben.

Aktionsbündnis gegen die NATO-Sicherheitskonferenz
www.sicherheitskonferenz.de oder www.antisiko.de

Ja, ich/wir unterstütze/n den Aufruf gegen die NATO-Sicherheitskonferenz 2023

als    O Einzelperson  /   O als Organisation

Name, Vorname / Organisationsname

Mail-Adresse Unterschrift

Ort

Unterstützungsbeiträge:
Einzelpersonen: 20,– Euro, Klein-Gruppen: 30,– Euro, größere Organisationen: 50,.– Euro  oder mehr

Unterstützung per E-Mail Fax:an: unterstuetzer@antisiko.de  oder per 089-168 94 15

BÜNDNIS-KONTO: K. Schreer, IBAN: DE44 7001 0080 0348 3358 09,  Stichwort: SIKO 2023

Postanschrift: Claus Schreer, Johann-von-Werth-Straße 3, 80639 München

Unterstützer*innen werden auf der Homepage veröffentlicht .  .O Einverstanden . . O Nicht einverstanden

Bitte unterzeichnen Sie den Aufruf!


